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Wahlfreiheit oder Finanzierungslogik? Streit

um den Zugang zur PKV spitzt sich zu
Michael Fiedler

Die Bundesregierung will die Hürden für einen Wechsel von Angestellten in die Private Krankenversicherung

deutlich anheben. Eine aktuelle Umfrage im Auftrag des PKV-Verbandes zeigt jedoch, dass die Mehrheit der

Bevölkerung Wahlfreiheit zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung befürwortet. Hinter der

Debatte steht eine grundsätzliche Frage: Soll das Gesundheitssystem künftig stärker auf Wettbewerb oder auf

eine Stabilisierung der gesetzlichen Krankenversicherung durch höhere Beitragseinnahmen setzen?

Regierung plant höhere Hürden für den

PKV-Wechsel

Nach den aktuellen Plänen der Bundesregierung soll die

Versicherungspflichtgrenze deutlich stärker steigen als bisher

üblich. Zusammen mit der regulären Anpassung müssten

Angestellte künftig voraussichtlich mehr als 84.400 Euro

brutto pro Jahr verdienen, um von der gesetzlichen in

die private Krankenversicherung wechseln zu können.

Nach Angaben des PKV-Verbandes würden dadurch fast

eine Million Beschäftigte ihre bisherige Wechselmöglichkeit

verlieren. Der Verband sieht darin einen erheblichen Eingriff

in die Wahlfreiheit der Versicherten.

Mehrheit spricht sich für Wahlfreiheit aus

Rückenwind erhält diese Position durch eine aktuelle

repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsinstituts

INSA. Demnach wünschen sich 52 Prozent der Befragten,

dass Angestellte unabhängig von ihrem Einkommen

zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung

wählen können. Lediglich 15 Prozent lehnen eine solche

Wahlfreiheit ab. Rund ein Drittel der Befragten machte keine

Angaben oder zeigte sich unentschlossen. Die Ergebnisse

deuten darauf hin, dass die geplante Einschränkung der

Wechselmöglichkeiten nicht auf breite Zustimmung in der

Bevölkerung stößt.

Wettbewerb als umstrittenes Argument

Der PKV-Verband argumentiert, dass die Diskussion weit

über die Frage einzelner Einkommensgrenzen hinausgeht.

Aus Sicht der Privaten Krankenversicherung sorgt der

Wettbewerb zwischen GKV und PKV für Innovationsdruck,

Effizienz und eine hohe Versorgungsqualität. Beide

Systeme müssten sich kontinuierlich weiterentwickeln, um

Versicherte zu überzeugen. „Wenn wir über Reformen im

Gesundheitssystem sprechen, dann müssen die Versicherten

im Mittelpunkt stehen. Sie müssen sich darauf verlassen
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können, dass ihnen auch zukünftig eine qualitativ hochwertige

Versorgung zu bezahlbaren Beiträgen zur Verfügung

steht“, erklärt Thomas Brahm, Vorsitzender des PKV-

Verbandes.  Kritiker dieser Sichtweise verweisen dagegen

darauf, dass die gesetzliche Krankenversicherung angesichts

steigender Ausgaben und demografischer Belastungen

zusätzliche Einnahmen benötigt. Die Begrenzung von

Wechselmöglichkeiten könne daher zur Stabilisierung des

Systems beitragen.

Die eigentliche Baustelle liegt bei der

Finanzierung

Tatsächlich verweist die aktuelle Debatte auf ein

tiefer liegendes Problem. Sowohl Kranken- als

auch Pflegeversicherung stehen unter erheblichem

Finanzierungsdruck. Steigende Gesundheitsausgaben,

die Alterung der Bevölkerung und immer höhere

Leistungsausgaben führen seit Jahren zu wachsenden

Finanzierungslücken. Vor diesem Hintergrund erscheint die

Diskussion über die Versicherungspflichtgrenze weniger

als isolierte Maßnahme, sondern als Teil einer größeren

Reformdebatte.  Der PKV-Verband kritisiert, dass

notwendige Strukturreformen in der gesetzlichen Kranken-

und Pflegeversicherung bislang ausblieben. Stattdessen

würden Beitragszahler und Unternehmen über höhere

Bemessungsgrenzen zusätzlich belastet.

Auswirkungen auf Beschäftigte und

Unternehmen

Nach Berechnungen des Verbandes könnten die geplanten

Änderungen zu einer zusätzlichen Belastung von rund

9,9 Milliarden Euro pro Jahr führen. Besonders betroffen

wären gut qualifizierte Fachkräfte sowie Unternehmen,

die bereits heute mit hohen Lohnnebenkosten konfrontiert

sind. Aus Sicht des PKV-Verbandes könnte dies die

Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland

weiter beeinträchtigen. „Der Faktor Arbeit wird noch teurer“,

warnt Thomas Brahm.

Grundsatzfrage für die Gesundheitspolitik

Die Debatte um die Versicherungspflichtgrenze dürfte

daher auch in den kommenden Monaten an Bedeutung

gewinnen. Denn letztlich geht es nicht nur um die

Frage, wer künftig in die Private Krankenversicherung

wechseln darf. Im Kern steht die gesundheitspolitische

Grundsatzentscheidung, wie die Finanzierung des deutschen

Gesundheitssystems langfristig gesichert werden soll.  Die

geplante Anhebung der Wechselhürden ist damit mehr als

eine technische Anpassung. Sie berührt das Verhältnis

von Wettbewerb, Wahlfreiheit und Finanzierung im dualen

Krankenversicherungssystem – und damit eine der zentralen

Zukunftsfragen der deutschen Sozialpolitik.
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